
Thema 01 (Betreuerin: Hanna Mayer, M. Sc.) 

Die geplante Corporate Sustainability Due Diligence Directive (CSDDD) im Ver-

gleich zum deutschen Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz  

Bereits seit Januar 2023 gilt für große Unternehmen ab 3.000 Arbeitnehmern das deutsche 

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz, welches am 11. Juni 2021 vom Bundestag verab-

schiedet wurde. Wesentlicher Inhalt des Gesetzes ist die Vorgabe, ein angemessenes und 

wirksames Risikomanagement einzurichten, um menschenrechtliche und umweltbezo-

gene Risiken zu erkennen und zu minimieren sowie Verletzungen menschenrechts- oder 

umweltbezogener Pflichten zu verhindern, zu beenden oder deren Ausmaß zu minimie-

ren, wenn das Unternehmen diese Risiken oder Verletzungen innerhalb der Lieferkette 

verursacht oder dazu beigetragen hat.  

Währenddessen hat die Europäische Kommission am 23. Februar 2022 einen Vorschlag 

für eine EU-weite "Lieferkettenrichtlinie" vorgelegt (Corporate Sustainability Due Dili-

gence Directive). Der europäische Vorschlag geht dabei in Bereichen wie dem Anwen-

derkreis, der Berichterstattung über mittelbare Zulieferer und der Haftung der berichten-

den Unternehmen über die Anforderungen des deutschen Lieferkettensorgfaltspflichten-

gesetz hinaus. Der Europäische Rat hat seine allgemeine Ausrichtung zur Richtlinie am 

1. Dezember 2022 beschlossen. Am 1. Juni 2023 formulierte das Europäische Parlament 

seine Position zu der Richtlinie und nahm diese unerwartet deutlich mit 366 Ja- und 225 

Nein-Stimmen an. Wie ambitioniert das Gesetz letztendlich wird, entscheidet sich in den 

nun anstehenden Trilog-Verhandlungen zwischen Parlament, Mitgliedstaaten und Kom-

mission. Diese dynamische Gesetzentwicklung stellt sowohl Unternehmen als auch Be-

rater und Wirtschaftsprüfer vor immense Herausforderungen.  

Das Ziel der zu erstellenden Seminararbeit besteht in der Darstellung der Europäische 

Lieferkettenrichtlinie (CSDDD) im Vergleich zum deutschen Lieferkettensorgfalts-

pflichtengesetz. Dabei ist zunächst auf deren politischen Hintergrund und Ziele einzuge-

hen, bevor eine nähere Erläuterung des Anwenderkreises sowie des Inhalts erfolgen soll. 

Die Arbeit ist mit einer kritischen Würdigung sowie einem kurzen Ausblick auf die wei-

tere Entwicklung abzuschließen. 
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Thema 02 (Betreuerin: Delina Dullovi, M. Sc.) 

Kennzahlen der europäischen Taxonomie-VO als ESG-Rating – ein Vergleich 

Im Rahmen des Green Deals entschloss sich die Europäische Kommission politische 

Anreize zu schaffen, um private und öffentliche Investitionen in nachhaltige 

Wirtschaftsaktivitäten zu lenken. Die Europäische Kommission etablierte hierfür die 

Taxonomie-VO, welche ein Klassifikationsmodell für nachhaltige Wirtschaftstätigkeiten 

darstellt. Im Zentrum dessen stehen insbesondere „grüne“ Kennzahlen gemäß Art. 8 

Taxonomie-VO. Diese geben den Grad der Wirtschaftsaktivitäten eines Unternehmens 

an, die als nachhaltig im Sinne der Taxonomie-VO verstanden werden können. Ziel der 

Europäischen Kommission ist es, dass die Taxonomie-Kennzahlen Berücksichtigung am 

Kapitalmarkt finden und so nachhaltige Unternehmen gefördert werden.  

Noch vor der Taxonomie-VO begannen Rating-Agenturen ESG-Ratings zu erstellen, die 

ebenfalls Auskunft über die Nachhaltigkeit eines Unternehmens geben sollen. Diese 

ESG-Ratings sind, im Gegensatz zu Angaben der Taxonomie-VO, freiwillig und deren 

Ermittlungen beruhen auf anderen Vorgehensweisen. 

Das Ziel der zu erstellenden Seminararbeit besteht in der Darstellung der Taxonomie-VO. 

Dabei sollte zunächst auf deren regulatorische Vorgaben eingegangen werden, bevor die 

Kennzahlen des Art. 8 Taxonomie-VO beleuchtet werden. Darüber hinaus sollen drei al-

ternative ESG-Ratings erläutert werden, die im Anschluss mit der Taxonomie-VO ver-

glichen und hiervon abgegrenzt werden sollen. Abschließend sollten eine kritische Wür-

digung und ein Fazit die Arbeit abrunden. 

 

Hinweis: 

Dieses Seminarthema ist für Studierende, die im SoSe 2023 das Thema „Die euro-

päische Taxonomie-VO – Berichterstattung über Kennzahlen gem. Art. 8 Taxono-

mie-VO“ bearbeitet haben, nicht wählbar.  
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Thema 03 (Betreuerin: Vanessa Egger, M. Sc.) 

Die Entwicklung der Nachhaltigkeitsberichterstattung vor dem Hintergrund der 

Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) 

In Anbetracht zahlreicher gesellschaftlicher und politischer Bewegungen zählt die Trans-

formation in Richtung Nachhaltigkeit heute zu den strategischen Top-Zielen von Unter-

nehmen. Mit der CSR-Richtlinie fand das Thema in Europa im Geschäftsjahr 2017 erst-

mals Einzug in die Berichterstattung großer kapitalmarktorientierter Unternehmen. Durch 

aktuelle regulatorische Entwicklungen wie der „Corporate Sustainability Reporting Di-

rective“ (CSRD) strebt die Europäische Union an, sich der Gleichstellung der nichtfinan-

ziellen Berichterstattung der finanziellen Berichterstattung anzunähern und diese so ver-

gleichbarer zu machen. Neben der zunehmenden Standardisierung der Nachhaltigkeits-

berichterstattung durch die European Sustainability Reporting Standards (ESRS) sollen 

von der CSRD betroffene Unternehmen ab dem Geschäftsjahr 2024 zudem zu einer in-

haltlichen Prüfung ebendieser nichtfinanzieller Informationen verpflichtet werden. 

Ziel der zu erstellenden Seminararbeit ist es, die aktuellen europäischen Entwicklungen 

bei der Erstellung von Nachhaltigkeitsberichten darzustellen. Nach einer kurzen Darstel-

lung der bisherigen normativen Grundlagen zur nichtfinanziellen Erklärung sollen die 

zukünftigen Änderungen durch die CSRD näher erläutert werden. Hierbei ist insbeson-

dere auf die inhaltlichen Anforderungen durch die ESRS einzugehen. Die Arbeit ist mit 

einer kritischen Würdigung der gewonnenen Erkenntnisse abzuschließen.  
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Thema 04 (Betreuer: Dennis Ramm, M. Sc.) 

Nachhaltigkeit in der Vorstandsvergütung 

Die Vergütung von Vorstandsmitgliedern börsennotierter Unternehmen ist immer wieder 

Gegenstand öffentlicher Diskussionen, insbesondere die Höhe der Bezüge und die Struk-

tur der Vergütung steht dabei in der Kritik. Durch Inkrafttreten des ARUG II muss die 

Vergütung des Vorstands inzwischen auf eine „nachhaltige und langfristige“ Unterneh-

mensentwicklung ausgerichtet sein, wodurch der Aufsichtsrat soziale und ökologische 

Gesichtspunkte bei der Festsetzung der Vergütung berücksichtigen muss. Ebenso fordern 

immer mehr Investoren die Berücksichtigung von Nachhaltigkeitszielen in der Vor-

standsvergütung. Vor diesem Hintergrund hat sich die Struktur der Vorstandsvergütung 

in den letzten Jahren erheblich verändert, börsennotierte Unternehmen berücksichtigen 

immer häufiger nachhaltige Kriterien in Ihren Vergütungssystemen. Dadurch soll sicher-

gestellt werden, dass das System der Vorstandsvergütung als Anreizmechanismus zum 

sozialverantwortungsvollen und nachhaltig ökologischen Handeln beiträgt. 

Ziel der zu erstellenden Seminararbeit ist es, die Einbeziehung von Nachhaltigkeitsaspek-

ten in die Vorstandsvergütung darzustellen. Hierfür soll zunächst eine Beschreibung der 

Komponenten der Vorstandsvergütung erfolgen (erfolgsabhängig- bzw. unabhängige, 

kurz- bzw. langfristige Vergütungskomponenten). Im Anschluss soll auf die Vorschriften 

zur Berücksichtigung von Nachhaltigkeitszielen bei der Vergütung von Vorstandsmit-

gliedern börsennotierter Gesellschaften eingegangen werden. Dabei soll auch betrachtet 

werden, wie Nachhaltigkeitsziele in der Vorstandsvergütung berücksichtigt werden kön-

nen, welche Kriterien dabei Anwendung finden und wie die Handhabung in der Praxis 

erfolgt. Die Seminararbeit ist mit einer kritischen Würdigung abzuschließen. 
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